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Die
Beteiligten

s.treiteh um die'
Förde_rung

e;ne_r-beruflichen

Umschulung zur
Sozi31pädagcgin..'7‘

Die 494A geborene Klägerin
war von

4967
bis

_4p74
als

Stéwérdeß

_bescheftigt Da sie den. Beruf aus 'gesundheitl; .chen Grün_den nicht 0
mehr ausiihen kennte, hatte hr die Beklagte_ d1rch bindend gewor-_
'dener Bescheid vom_ 6. Juni !975 eine Umschulurgsförd_erung

zum
Beruf f3.c.: Er_zieherin für die Dauer eines zweijährigen Fachschu1—
besuche bewilligt. Die Beklagte war damit _einem _Vorschlag .des'_
Arbeitsemtes gefolgt, in dessen Beratungsgespräch mit' der Kl-äge—-_
rin mehrere Umschulungsmog11chke1ten darunter solche zur Sozial—_
pädagogin und zur Erzieherin erörtert worden waren'; dabei hatte_
.sich di.e Klägerin für die Ausbil_dung

zur
_Er_zieherih entschieden._

Diese Ausbildüng 'hatte das Arbeitsamt. als- eine zweijährige
Fachsöhulausbildung bezeiChnet; ihr folge ein Berufspr'aktikum,
das jedoch nieht mehr' eigentlicher T.eil _der Ausbildun'g Sei;
während. des Praktikums werde _bere_it's Vergütu_ng_ gewährt..

Die
Kläg_erin

begann .deh Fachschulbesuc'h am''6. _Augu_St 4975
und

bezog ua' Übergangsgeld.' _Mit Schrei_ben
vom_44. September 4975

teilte :sie der Beklagten mit, 'si‘e habe am 6. September 4975
die ZulaéSung züm__Studi_um d.er Sog1alpadagog1k 'en' der‘ Fach—

..hochschule
in I Z; 5ü. ‚für das Winterseme'3ter 4975 erh'alt_en

und wolle diese — für sie letz'te'
— Chance zur höheren Qualifi-

kätio■ 'wa‘hrnehmen' zumal Sie dadurcn Später -eine größere beruf—
liche Sicherheit erreiche. Obwohl sie sich über die möglichen

.Konsequenzen' 'der Beklagten' -im kD_aren sei, bitte s'ie,' die Förde—
rungsmö'glichkeit' zu prüfen._' Die;Beklagt'e antworte'te am"
29- SGPÜGMbGT4975, die- Kosten' fur die 'Umschulung zur Sozial—*
pädagogin' könnten wegen Üb'erschreitens'

des nach 5 44a Abs 5
_“des Angestelltenversmherungsgesetzes (AVG)' grundsatz11ch nur f;-'

'°“ü€ .„\sth;t\“ heitrs‘vs 'ten iss? esäre“ _eic_t u“°"“““°' "_—-_n. gg.... ._"._———H-—.n-——-—
\

werden.‘ »'_ .5'w'1..j. _jg‘i■_.;‘
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“—af+**
Inzwische'n-hatt'e die Klägerin 'em'48. September4975' di_éUmschu—

lung zur Erzieherin abgebrochen und am-22. September 4975'mit'. '

dem Studium. der chialpädagogik 'begonnen._Sie beantragte am

' 26. Oktober 4975 bei der Beklagten nochmals eine Überprüfung

mit dem Ziel _der eventuell nur 'teilweisen Fö_rderung. Mit

Bescheid vom _5. Februar 4976 lehnte die Beklagt'e' erneut den mit

Schreiben vom 44. September und 26." Oktober 4975 gestellten

Antrag auf' Übernahme der Kosten fü_r' die Aquildung zur_ Sozial—
„

arbeiterin ab, weil die Klägerin mit der bewilligteh zweijähri—

gen Ausbildung zur Erzieherin habe Voll rehabilitiert_ werden

können..■it;der gleiehen Begründung wurde der W-iderspr'u'ch der"

Klägerin zurückgewiesen; der WidersPruchebaschaid vom 20 Mai

4976 wies zusätzlich auf die zeitlichen B_eschrähkungen n_ac'h_

% 44a Abs 3__AVGbin; bei de_rKlägerin sei angesichts_ .ihres
'.beruflichen 'Werdeganges bereits als Ausnahmefall_ eine länger'

'
_als zWei Jahre dauernde Maßnahmebewilligt werden; die Förde— '

rungsdauer bei der Ausbildung zur Sozialpädagögin überschr.eite

_diesen -Zeitraum noch erhebl_ich mehr, weil dieses Studium _s_eChs__

Semester umfasse und außerdem das anschließend_e einaahrige ___;ä'

Praktikum zu berücksichtigen Sci., ' '

Das Sozialgericht (SG)_
hielt

die
Ablehnun'g

der
beantra_gten'

_ _
Forderung für ermeSSensfehlerhaft; es 'hat die Béklagte' verur?_f

tei_lt‚ der Klägerin einen neuen Be'SCheid zu erteilen. 'Äuf d1e

Berufung der Beklagten hat das Landesäozialgericht (LSG) die

Klage abgewiesen. Nach seiner Ansicht ist der Beklagten darin'

zuzustimmen, daß d-er begehrten Umschulungsförd'erung bereits
_?

5 44a A'bs 5 Sat_z 2' AVG entgeg-ensteht. Nach dem Erlaß des_.Hessi—
sehen Kultusministers

vom 8. Januar 4970 werde die__staat'liche_

'Anerkennung al.s_ graduiertar Sozialpädagoge erst
nach _dem _Berufs—«

praktikum erteil_t; 'es handele sich also um eine. bei ganztägigem

. Unterricht länger als zwei Jahre dauernde Maßnahme. Solché_

“längerdauernde Maßnahmen" sollten nur dann gefördert werden,

wenn der 'Versicherte nur dadurch einée'gliede'rt werden könne._

_
Hier' 'habe die Beklagte' jedoch bereits eine bi'ndende Förderunge—

" zusage für den Beruf der Erzieherin gegeben. Allerdings enthalte-
1 ‘-

.‘_
4

_ '
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das.
Gesetz keine ausdrückliche Regelung für _dén_'Fall

'des
Ab—_

bruchs einer bewil1igten Maßnahme._ Daraus s'ei aber zu
'schli'eBen,

daß diese grundsätzlich durchzuführen sei, es sei denn, der Ver- '_
sicherte werde durch von

ihm' nich't zu
vertr_etende' Umstände zum

.“

Abbruch gezwungen. Diese Voraussetzungen Seien nieht erfüllt., '__

weil die Klägerin 'durch die. Umschulung zur Erzieherin einge— .'_

gliedert werden könne. Meßgebendér Zeitpunkt -für die Beurtei— I

_1ung dieser Frage sei der 'Monat Juni. '_4975, in dem die Beklagte

'dem'_Rehabilitatidnsant'rag stattgegeben habe. Damal_3 sei eine

Verschlechterung der Vermittlungsaussichten in dem_Beruf der

Erzieherin zwar absehbar g-ewesen, klar abgezeichnet habe Sie

sich erst im Herbst 1975. Ungeechtet_ dessen seien Arbeitsplätze

für E1zieherinnen aber immer
noch

in nennenswerten Umfang vor- .
handen. Zudem habe- die beigeladene- Bundesanstalt für Arbeit (BA)

als die sachkundige Stelle für die Beurteilung des -Arbeits—'

marktes_ wesentliche Unterschiede __zwischen den_ Berufs'chanCen für.

Erzieherinnen und szialpädagogihnen verneint. Ebenso'wenig wie

von der Beklagten könne .die Klägerin schließlich von der Beige—'

ladenen die Förderung der Umschulung zur Sozialpädagogin ver-
langen; dem stünden die —

'5 44a*Äbs 5' Satz 2' AVG im '-wesentl'icnen
_ent-Sprechenden

—Vorschriften des _5 56' _Abs4 'Satz 2 Arbeit'sförde-
_rungsgesetz (AFG') idF d_es Rehab111tat10ns-Angle1chungsgesetzes »

(RehäAnglG) und 5 22 Abs 2 der Anordnung des Verwaltungsretes_;'

der BA'über die Arbeits— und Berufsforderung _Behindérter (ARehe).„
vom_ 51. Juli 4975 entgegen._ ' ‘<.

-Das 'LSG hat di_e Revision zugelassen,
w_éil die Aus legung des

5 '14a'Abs- 5 Satz 2 AVGbei Abbruch einer bere'its. bewilligten }
UmSchulung der grundsätzlichen Klä'rung bedürfe. Die Klägerin hat

das Rechtsmittel eingelegt, sie beantragtf(s1nngemaß),

dasBrteil' des'LSGäuizuheben‚unddie " _: . ' _-Berufu_ng der Beklag_ten_ ge_gen dss' Urt_e'il_

des SG zurückzuweisen.- ' ‘

( Sie rügt_ 'eine Verletzung
mater1Lllen .uhd- formellen_

Rechts. Der'

WechSel des Umschulungsplatzes. .se_i na'ch den Regeln über die'

'Beständskraf't .voh Verwaltungsakten bei geändert'en Ums'tänden zu

__
5___
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_

f

beurteilen. Neue Fakten 'seien_ die nicht_ mehr erwartete _Zu1a35ung

zum
'Studium der Sozialpädag0gik und die Ein sicht in die im

_
'

Herbst 4975 gegebene Arbeitsmarktsituation mit den gegenüber

der Sozialpädagogin .ungünstigereh Berufs— und ErwerbschanCen

der Erzieherin gewesen._ Der Beruf der Sozia'1pädagogin ;entspreche'

raußerdem mehr ihren Neigungen und .nähere sich dem Lohnniveau
_

einer Stewardeß stärker als der 'der Erzieherin. Die _Beklagte

habe durch den schon nach fünf Wochen erfolgten Umschulun'gs—

abbruch keine erheblichen finanziellen Nachteile erlitten._.

Die Ausb_ildung zur Sozialpäd_agogin sei nicht länger' als 'die der
Erzieherin; beide Ausbildungen umfaßten drei Jahre; -die _Sozia1—

'p'ädagogin könne nämlich_schon während des berufspraktischen_

Jahres ihre Arbeitskraft voll dem'Arbeitsmarkt
zur Verfügung '

ste1len. Schließlich rügt_ _die Klägerin Verletzungen der Auf—
_klarungspfl1cht

- . j - ***-"

Die.
Beklagte

und die Beigeladéne be_entragen,'

;

. _die'_Revision zu'rückzuweieen. '.. f '. ' -""*”?ff'f?

Die’Béigeladene'
ist der 1n91cht', daß5'57 .Satz 1_AFGwegender'

Zuständigkeit der Beklagten__ ihre Verurteil_ung_ 'auf _jeden Fall
-ausschl_ießt.- '\‘4 —.'-:

.: .. * ' ' .
' "“

‚„Die Revieibn der Klägerin'iet nicht_‘_begründet.

—.
‚"-‘

1-‘1

_
Dem LSG iSt' im Ergebnis darin _züzust1mmen, daB der Klage

weder

„
gegenüber der bek-lagten Bundesversicherungsahätalt' für Ange—'

stellte (BfA) noch ge_genüber der _beigelad_enen .BA statt_zügeben '
ist..: '[

— —— ‘ ‘

_
Das -hier

'ge-1tend_ g_emachte Begehren auf geldliche Förde'rung 'der=

-‘Um$0h'ulung' zur_ Sozialpädagogin 'iSt allerdings nicht- damit
"gegenstandslos gewor_den, daß die 'K1ägerin' echo_n vor' der Ertei—

lung_ des hier angefochtenen. Beschei'desv vom -5. Februar 1976 mit_

{der Umschulung zur Soz1alpadagogin1begonnen hat. Zwar Bin _=1-T'

._all.e Leistungen
zur Rehabilitation _final auf den Zweck_.der {"

'<__-6—1'
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Rehabilitation'ausgerichtet; auch die'geldlichen Leistungen d_es'f
Versicherungsträgers für eine Umschulung sind "zur -Rehabilitatio■"

(% 45 AVG) bestimmt; sie können daher grundsätzlich nur für eine
‚zukünftige, nidht- für eine zurücklieg'ehde Maßnahme begehrt_ und ‘
bewilligt werden. Die Klägerin hat jedoch die Förderung der Um—"
schulung

zur Sozialpädagogin noch vor deren Beginn beantragt;

sie hat im Antrag .vom 26. Oktober 1975 ihren vorherigen Antrag

vom 14. September 4975 aufgegriffen; dementsprechend hat die

Beklagte im‚angefochtenen Bescheid erneut über diesen Antrag ent-

schieden. Da Rehabilitation regelmäßig _keinen Aufschub zuläßt,

gerade bei Maßnahmen der
beruflichen

Rehabilitation vielmehr oft

ein rascher Entschluß gefaßt werden muß, darf es einem Versicherten
bei notwendiger Rehabilitation nicht -zumNachteil gere'ichen, wenn

er nach der Antragstellung seine Rehabilitation vorerst ohne Zutun

des Versicherungsträgers selbst betrieben
hat. In einem solchen

Falle ist der Versicherte bei begründeten
Antr'ag

so 'Zu stellen,

als ob er die beantragten Leistungen redhtzeitig erhalten 'hätte_;"

8e1dliche Leistungen sind dann noch im 'nachhinein zu. gewähren.

Indes liegt hier kein Fall eines begründeten
Antrages vor.

*a

Der vorliegende Fall ist dadurch_;gekennzeichnet, daß die
Beklagte

über das wegen gemihderter Erwerbsfah1gke1t der Klägerin als

Stewardeß geltend gemachte Begehren auf- Förderung einer Umschu-

lung schon durch einen bind.end gewordenen_ Bescheid entschieden

hat. Jéner Bescheid ist dabei nicht so zu verstehen, als habe'
__

er nur die Förderung 'der Umschulung zur Erzieherin betroffen;
_

der Bége1ungsgehalt ist umfa-ss-ender gewesen.
Gegenstand der Bege-_

lung war die Förderung der Umschulung zu einem anderen Beruf_

überhaupt. Wenn als solcher der Beruf der Erzi'eherin ausge—
_wählt worden ist, so bedeutete die$e Entscheidung darum zugleich,

'daß die Beklagte die Umschulung zu einem anderen Beruf nicht hat.
fördern wollen. Dement_sprechend schließt die dem Beschei'd Vom

‘6. Juni 1975 gem 5 77 'Sozialgerichtsgesetz (SGG) zukommende
_Bindungswirkung

es grundsätzlich'aus, die Beklagte nun zu einer 7
anderen oder auch nur zu einer erneuten Entscheidung über die

Umschulungsforderung aufgrund deh" damals _gegebenen Sachverhalts

zu _vérpf11chten._Dies ist auch n1Chtf_aüs- dem Gesichtspunkt des 1"
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sogenannten Zweitbescheides möglich; 'die Beklagte hat'nämlieh'

weder in dem angefochtenen Bescheid vom 5. Februar 1976 noc_h

-in dem folgenden WiderspruchsbesCheid zu erkennen gé_geben, daß

. !T

sie auf d1e B1ndungawirkung des ersten Bescheides vom 6.‚ Juh1

1975 verzichte und das
Förderungsbegehren

der Klägerin nochmals

völl1g' _neu sach1ich _prüfe.

Damit stellt sich die Frage, ob ein Versicherter wie hier die

K1ägérin eine neue Ent5che1dung d.es VersicherungSträgers über
-die UmSChulungsförderung dann begehren kann,- wenn sich nach_

der Bescheiderte11ung der maßgebend gewesene Sachverhalt geän—

dert hat; dabei 'könnte die neue Entscheidung 'wie_ die frühere
wiederum nur.eine Ermessensentscheidung sein und die Bindungs--'

wirkung des früheren-Bescheides-wegen des geänderten Sachver—
halte kein_Hindernis mehr bilden. Das LSG'hat Zutreffend er;
kennt, daß das AVG diese Frage nicht regelt; '.-er sagt weder
über die 'Höglichkeit noch über die Pflicht d'es Vers icherungs—«_

trägers zu einer neuen Entscheidung etwas aus. Die Lösung. muß

daher aus den bei der Rehabilitation zu bedehtendén
Sachg'esichts*

punkten gefunde'n' werden. Dabei_ zeigt sich einerseits-, daß.=Vers.

1;SiCherter und Versicherungsträger (und die hinter ihm stehende__

„Vereichertengemeinschaft ) regelmäßig ein Interesse' 'daran

_-habe_n-una_haben müssen, daß eine Umschulung,' deren Fördéfuh'g
ider Versicherungsträger bindend bewilligt hat,.a uc_h tatsach116h

_
durchgeführt wird; andererseits besteht jedoch k.ein vernunft1ger

_Grund- .au-f der_ Durchführung der UmSchulung unge_achtet _neuer' .“

‚
Erkenntnisse. und UmStände in 'jedem F.alie zu 'bestehen, etw'a 'auch

-
dann noch, wenn sich zB nachträglich' die mangelnde Eignung des

_
"Ver31cherten _für den Umschulungsberuf herausstellt. Wägt _man

das _ab, So wird man hiernach bei geänderten Umständen dem versi—

cherten zwar das Recht geben müssen, vom
V.erSicherungsträge'r

=e1ne 'néue 'Entscheidung über__ die_ Umschulungsförderung zu
verlan—:

igen, 'dies jedoch nur_
_dann, wenn s1ch der Sachverhalt in. wésent—_

-'1ichér Beziehung geändert hat, wenn_ a1so tr_iftige Gründe .für

' _einen Umschu1Ungswechsel- bestehen. Solche hat _die _Beklagt_e im
vorliegen_den_ Fa11e_ Zu Recht verneint._

:- 8.—.'i-
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Nicht_ zu übersehen ist dabei' alDerdings, daß die Klägerin
Gründe

geltend machen kann, 'd1e
aus ihner Sicht den Un'Schu'1ungswechsel_

'verständlich machen. So 'kann 81% darauf verweisen, daß sie erst

nach dem6. Juni 4975die ZülaséungzumStudiumder Sozial—
'pädagogik erhalten und.erSt'danit-die Möglichkeit zur Umschulung

auf einen Beruf erlangt hat,_dér beruflich höher qualif1ziert_ist,_

als'der der Erzieherin und der ihren Neigungen-wie ihren Eignune_.
gen wohl mehr entspricht. Dem.ist aber schon entgegenzuhaiten,

'daß das Gesetz bei der Au$wahl der berufsfördernden'Maßnahmen_

nur eine "angemessene? Berücksichtigung von Eignung und Neigung-
,verlangt (5 14a Abs 2'Satz 2 AVG);die Beklagte ist darumnicht

gehalten, insbe50ndere der Neigung des Versicherten schlechthin

zu folgen. Wie der 1. Senat'desiBund_essozialgerichtS(BSG)_ ent—
schieden hat (BSGE 46, 198),' ist es ferner nicht Aufgabe des '
RentenversiCherungsträgers, im Rahmen der beruflichen Rehabili—

tation dem einzelnen Versichert'en ein'e beruflich mö'glichst hohe
_

Qualifikation zu finanzieren. Hinzu _kdmmt,"daß'die'Beklagte's'chon'
bei der Bescheiderteilung' im

d%n'i_1975
die Ei_'gnung' .und Ne1gung

der_ Klägerin angemessen. berückéicht'igen mußte und daß der damals
_ausgewählte Beruf der_ Erzieherin dieser Forderung _entsprach._

Nicht im gleichen
'M_aßekann. die Klägerin s'ich auf' ‚eine

Veränderung

der Arbeitsmarktsit'uation. beru'fen.
Bei der be'ruflichen Rehabili—.

tatioh' n'ach. dem AVG i_st zwar auc_h', 'obWOhl' das' Ge9etz hierzu k_eine
besonderen Bestimmung'en_ trifft auf .di'e Lage des Arbeit3marktes

.
Rücksicht zu nehmen; die_s ergibt sich' aus der. allgemeinen Ver—-

'schrift des % 14a Abs 2 satz 1'AVG, wonach. die beru'fsförde_rnden
Leistung_en da_rauf_ aus2urichtenrsind, den Betreuten_ möglichst auf _S

Dauer berufli'ch einzugliedern. Dem würde es wide'rspreChen, die

Umschulung für einen Beruf zu f_ördern, in dem der Versicherte
'vo_raussichtlich nach Absc_hluß der' UmSChulung_' praktisch k.eine

_Chance zur Erlangung eines Arb'eitsplatzes hat. Ein solcher Fall
'war hier jedoch nicht ge'geben._ 'Dabei sp'ielt' es keine Rolle, -o'b_

man, wie es_wbh1 geboten wäre,' 'auf den Zeitpunkt des Abbr'uchs
_‚der Umschulung' 'oder auf den d%s

Beginns des StudiumS' der Sozi'al—

-pädagog1k' abs'tellt. Die veranderte Arbe1tsmarkts1tuat1on könnte_ __“

als' Grundlage für einen Umschulungswechsel nur '_erhe'bli.ch 'sein',_
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wenn sich die Aussichten'2ur Er_langung eines Spät_eren Arbeits—‘_‘
platzes im Umschulungsberuf ‘tiefgreifend verschlechtert. hätten,
etwa dann,‘

wenn sich infolge technologischer Änderungen die

Zahl der Arbeitsplätze für Angehörige bestimmter Berufe dra-‘

stisch vermindert. Anders ist‘ es bei bloßer Verschlechterung

der Vermittlungsmöglichkeiten, die sich im Rahmen der allge—

meinen Schwanküngen auf dem Arbeitsmarkt halten; es‘ist auch im

Rahmenvon 5 44a Abs 2 Satz 4 AVGnicht Sache des.Rentenversi—
cherungsträgers, dem Versicherten das-Arbeitsmarktrisiko in.

vollem Umfangabzunehmen.Nach den insoweit unangefochtenen
und für den Senat darum bindenden Feststellungen de‘s LSG iSt

_die .im September 1975- festzustellende Verschlechterung der
.

Berufsaussichten für Erzieherinnen nicht über den Rahmen von

allgemeinen_ßchwankungen auf dem‘Arbeitsmarkt hinausgegangen;

das LSG hat sogar festgestellt, daß zwischen den Berufschancen

der Erzieherin und denen der Sozialpädagogin keine wesentlichen

Unterschiede bestehen. ?_.f‘? f?r

Der frühere Beruf'der Klägerin‘als Stewardeß war bereits bei

der Entscheidung der Beklagten für_ die Förderung zur Umschulung

Zur Erzieherin, wie es der Vorschrift des 5 .14a Abs 2 satz 2 ‘ ‘

ÜAVG entsprach, angemessen berücksichtigt werden. Insoweit mag

e_s zwar sein,‘ ‘daß. der‘ Verdienst der Sozialpädagogin dem Ver—
_dienst e‘iner Stew‘ardeß näherkommt, als der Verdienst einer‘

Erzieherin. Indessen ist zu bedenken, ‘daß der Beruf‘ der
_ _‘Stewardeß im Gegensatz zu dem der Erzieher.in und zu _dem der‘

Sozialpädagogin nur eine begrenzte zeit von Jahren ausgeübt

1_werden kann. _Unter dieSen Umständen bestand für die Beklagte

,k-ein Anlaß,‘ ein Näherkommen an die wirtschaftliche Situation

einer Stewardeß ala_erheblichen Grund für‘den Umschulungs—
__wechsel anzuerkennen._ “ “

Sind sonach die Gründe der Klägerin für“eineh Umschulungs;
'wechsei kaum Von Wesentlichem Gewicht im Rahmen‘des_ä_■4a_nVG,

‘so weist die Beklagte“ändererseits zu‘Recht darauf hin,. daß
_die Klägerin mit _den‘ neuen Anträgen die Förderung einer län—.-

‘ geren Umschulung ‘verlangt. .Dabei_ ist ‘.zunächst davon auszuge_he■,
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daß in den Bescheiden. ren 6. Juni 1975 nur die- Förderung eines
Izweijährige■ 'Fachschulhesuches bewilligt und' eine Entscheidung

über eine mögliche weitere _Förderung während -der Ableistung

des einjährigen Berufspraktikums:der Erzieherin noch nicht.
_getroffen worden war; das bestätigen zusätzlich die damaligen

Ausführungen des Arbeitsamtes, daß das Berufspraktikum der

"Erzieherin nicht mehr eigentlichér Teil der Ausbildung sei.

‘Hiernach würde die Klägerin_also3schon_für das dreijährige
Studium der Sozialpädagogik eine:längere Förderung begehrt"

haben, ohne daß dafür die Voraussetzungen des 5 14a Abs 5
Satz 2 AVG erfüllt_Wär9n; nach dieser Vorschrift sollen Lei-

stungen für die berufli-che Umschulung in der Regel nur erbracht_

werden, wenn die Maßnahme bei ganztägigem Unterricht nicht

länger als zwei Jahre dauert; der Ausnahmefall, daß der Betreu—

te nur durch die _länger dauernde Maßnahme eingegliedert werden

kann, ist nicht erfüllt, weil die_Klägerin nach dem bindend
gewordenen Bescheid vom 6. Juni 1975 auch _durch -eine'zweijäh—

rige Fachschulausbildung zur Erzdeherin eingegliedert werden
konnte.- . . ' . ‚ .. _. _ _

r' ff_'{

Selbst wenn man jedoch annimmt, hie Beklagte hätte sich'im
-

Bescheid vom 6. Juni 19?5 schon'für die Förderung einer drei—

jährigen Ausbildung zur Er.zieherin (einschließlich _des_Berufe;

praktikums der Erzieherin) entschieden, so wäre _aüch-dann eine ‘
Differenz i-n der. Dauer der Ausbi.ldung zur Erziehe_rin einerseits

und zur_ Sozialpädagogin andererSeits .gegeben'. Wie schon hervor—
gehoben, _soll die. Umschulung die 'Ausüb_ung- eines "neuen Berufe

ermöglichen. Sie ist daher grundsätzlich bis zur Erreichung-

des angestrebten Berufszielés Zu fördern. Diesem Ziel ent-
spreche_nd ist die Umschulung ers't dann beendet, wenn sie zu

dem

Abschluß geführt hat, der für die Annahme des angestrebten '
Berufes- auf _dem Arbeitsmarkt Vorau35etzuhg ist. Insoweit gelten_

für die Umschulung als Rehdbilitationsmaßnahme in der Renten—_
versieherung die gleichen Grundsät2e, wie'sie das BSG zur_ '

Umschulung nach dem AFG, sei es;als Rehabilitationsmaßnahme, sei_

es als Maßhahm_eder beruflichen Bildung, ent_wickelt hat _(BSGE ‘
46, 498L In l'etzterer_' H1ns1cht.1st _befeits entsch1eden, daß di

e';_
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Umschulung zum Grundschullehrer erst mit der zweiten Lehrer—'

prüfung (vgl BSG57. 225 und BSGao 485) und'die Umschulung

zum Masseur und medizinischen Bademeister erst mit' Abachluß
__Idee Nachpraktikums (vgl SozR 4100 % 47 Nr 42) _beendet sei. In

Übernahme dieser Grundsätze ist demnach sowohl im Falle der,

Erzieherin als auch im Falle der Sozialpädagogin die Umschulung

erst mit Ablauf des jeweiligen Berufspraktikums als-beendet.

anzusehen,'ohne daß'es dabei eine_Rolle spielt,'in welchem '
Umfange'schon während des Berufspraktikums mit oder ehne

Arbeitsvertrag auf dem Arbeitsmarkt Verdienst erzielt werden

kann. Steht aber .sonach eine dreijährige Ausbildung zur Er.ziehe—

rin einer vierjährigen Ausbildung zur Sozialpädagogin gég_ehüber,

so ist zu beachten, daß 5 44a Abs 5 Satz 2 AVG über seinen

Wortlaut hinaus einen weiterreichenden Grundsatz enthält;
er_ -■

besagt, daß bei' länger_ als zwei Jahre dauernden Maßnahmen der __
Versicherungsträger regelmäßig nur die kürzere Ausbildung för—Z

_derh darf, wenn der Versicherte durch_ sie eingegliedert w_erdenf.i

kann (BSGE 46, 198).

- Nach
alledem bedarf

es keines
Eingehens

'mehr anf die Tatsache,

daß' die Umschulung zur Erzieherin sch0n früher als die Umschuf

lung _zur Sozialpädagogin begonnen hatte und daß die Beklagte

_
für die Umschulung_ zur Erzieher_in bereits M-ittel in _einer

nicht
.festgestellten, 'aber nicht sc hle'dhthin bedeutungslosén Höhe

erbracht hatte. Das -Gesamtbild_ der im September 4975 gegebenen

Situation -der Klägerin ergibt_ jedenfalls nicht, daß die Beklagte

-ihr triftige Gründe für einen Umschu1un gswe_chsel zhbilligen

.
mußte, die das Interesse an der grundsätzlichen Durchführung

der _früher ausgewählten Umschulung zur Erzieherin überstiegen.
Die Ablehnung der Förderung der von der Klägerin angestrebten.

'Umsc_hulung zur Sozialpädagog_in ist hiernach nicht rechtswid_ri'g

_gewesen. f-;'
. __ _ :

_ .
-'

'

1

.!

1An diesem Ergebnis vermögen auch die Rügen der Klägerin
von

Verletzungen der aufklärungspflicht durch das LSG und _die mit

' einer dieser Rügen zuSammenhängende Rüge_ 'der _Verletzung desf

.
_Gleichhe'itssatzes_ d'urch die Beklagte nichts zu ändern. Die

_._ 121 _,
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letztere Rüge greift schon deShalb nicht durch,'weil die Kläge-

rin nicht_dargetan.hat,daßin 1%manderenvonder Beklagten“
geregelten Förde%ungef%ll ebenfalls ein Umschulungswechsel vore

genommen worden ist. Davon abgesehen könnte'die Beklagte wegen

Verstoßes gegen den GleichheitsSatz ermessensfehlerhaft nur
_dann gehandelt haben, wenn ihre Entscheidung im vorliegenden ’

Belle im Wider5p'ruch zu einer ständigen und gleichmäßigen
Verwaltungsübung stünde (vgl For%thcff Lehrbuch des Verwaltungs'-

rechts, 10. Aufl S. 245f- BVerwGE46, 89 ff)- für eine solche
Ver.»:_altun gsiibung_bieiiet die Berufung auf einen anders _ent- '

schiedenen Einzelfall allein noch keinen genügenden Anhalt.
Die 1Li..;eren Verfahrensrügen bet%effen Tatsachen, die nicht

e"ts‚heioungserheblich Sind; es_
%ann

deshalb dahihgestellt

bleiben, ob diese Verfahrénsrüge% den formellen Anforderungen

des 5 164_ Abs 2 SGG_genügen._ "

Ebenfalls im Ergebnis zu Recht h%t des
_LSG

schließlich
nicht '

gem % 75 Abs 5 SGG die_ beigelede%e BA verurteilt. 'Biner Ver—

pflicbtung_' der Beig'eladenen
zu der_ von der Kläg'erin begehrten

Umsdhulungsfö%de'rung steht, wie %ie' Beigeladene zutreffend
_

einwendet, auf jeden 'Fall 5;5?_Setz 1 AFG entgegen._Nach dieser'

Vorschrift darf die BA berufsfördarnde Maßnahmen zur Rehabili— ;
t_ation nur. gewähren, s_qfern nicht ein ande_rer Behabilitati_ons—'

_t%äger nach' dem RehaAnglG zuständig ist. In diesem Gesetz '

finden sich mehrfach Vorschriften, welche- _die Begriffe_ "zustän—
dig" bzw "_Zu5tändigkei't" im Hinbli'ok auf einen_ Rehabilitati'ons—'

träger «:erwenden, so
insbesondere in 5' 6' Ab's 1 RehaAnglG;

danach richtet sich die zustän_digkeit' des_ Rehabilitation5*

_träg_ers_ nach den für ihn gelte%d%% gesetzli'chen Bestimmungen.

Dabei kann kein- Zweifel" besteh_én% daB mit der Zuständigkeit des
Rehabilitationstragers nicht' 'sei%e konkrete Verpflic'htung zu "

Rehabilitationsmaßnahmen im Einzelfall gemeint sein kann, das_
bestätigt % 15 Ab_%5 AVG, w_0naoh_im_ dort genannten Fälle'

"Verpflichtung und zuständigkeit-" des .anderen Behabi-litationsm “
'trägers unberücksichti'gt bleiben% _euch dort stellt" -also das

Gesetz _b_eide' Begri_ffe nicht gl'ei%h.' Die Zuständigkeit' umfaßt

nur' einen T-eil der Voraussetzungen für die Verpflichtung im '

_—_.; __.
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‚Einzelfall- sie beatimmt sich_ _na'ch Merkmalen, die für
_
einen_

.Personenkreis allgemein gelten; dabei. können
Merkmale einer

Person oder Ursachen der Behinderung d1e maßgebenden Kr1ter1en

”bilden. Für di'e Beklagte ist die Zuständigkeit' in 5 45 AVG

geregelt, dort ist best_1mmt, wer ‘"Versicherter"_ 1m Sinne
__der'

'Rehabilitationsvorschri'ften des AVG ist; hinsichtlich dieses

Personenkreise's ist_die 'Beklagte für Rehabilitationsmaßnahnen

zuständig. Die Klägerin war Versicherte in diesem Sinne (in_

der hier noch anzuwendenden Fassung der Vorschrift vor der_
Änderung

zum 1. Juli 4978). Damit ist die Beklagte 'der_ zustän-

.di_ge Rehab'ilitationsträger. N'ach dem eindeutig erscheinenden

_ Wortlaut des 5_57 Satz 1 AFG bedeutet dies, daß _die Beklagte
_"berufsfördernde Leistungen der Klägerin nicht

gewähren darf.-

"Dieser Gesetzesauslegung stehen Urteile des ?. Senats vdm
_'11.- M_ärz 1976 (BSGE 41, 241, 245) und vom 41.Mä1-1976 (SozR

41_00.S 57 Nr 5) nicht e'ntgegen. Der ?. Senat 'hat‘dort die.
__' Ansicht vértreten,_ @ 5? AFG habe nicht den_Sinn dines vol_1«'"'3

fjstän'digen Ausschlusses von Leistungen an
Behinderte, w.en■ ein

janderer Träger gleich'e oder ähnliche Maßnahmen erbring'en müsse,

die in 'der Vorschrift zum Ausdruck kommende Subsidiafi_tät der

G_Leistungsverpflichtung besage lediglich, daß dié_BA -die ihr_‘
nach'dém- AFG obliegenden Leistungen'dnter Berücksichtigung“ ‘

_der Lei_stungen. anderer Rehabilitationsträ_ger zu erbringen,.

7‘s1e a'lso gegebenenfalls "auf2ustobken" habe.
Diese_ Entschei—3

dungen bet'rafen Fälle, in denen 5 5? AFG_noch in der' Fassung

vor dem RehaAhglG zugrunde zu legen war;
der Bedingungssatz

lautete damals "Soweit nicht ein anderer Träger Zuständig ist"_.
'Davon abgesehen ging 'es seinerzeit um

Fragen deriLeistung's-
*

G'aufstockung, ein Fall, der hier nicht' gegeben ist. Für die’
'_Rech'ts_lage seit den_ 'RehaAnglG ist in diesem Zusammenhang_

_überdies zu beachten, daß 5 58 Abs 2 AFG idF des RehaAhglG in
“seinem Satz 2 die BA verpfliCht_et, ihre Leistungen .in Uberein«

-stimmung' mit den für die. anderen' Rehabilitationst_räger gelte_n-

'den_- gesetzlichen Vorschriften zu regeln. Damit ist, wie auCh

die Vorschriften über die Rehab111tat10nsvoraussetzungen e_rge—_'

when, 'eine weitgehende Angleichung der
Le1stungen'und _1hrer '

'_._‘-__"\£'L'
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genetzlichen Voraussetzungen vom Geäetzgeber'gewollt.'Gerede'

'das bekräftigt aber'die hier vorgenommeneAuslegung des _557
Shtz_ _1 AVG in der Fassung. des RehsAngl'G; es ist näm1ich nicht

‚einzusehen, warum bei. grundsät211ch gleichen
Leistungsbedingungen,

wenn der RentenversiChérungsträger zu Recht ei_ne Re'hsbilitations- ‚"
'maßnahmeablehht, denn stets noch ein Anspruch gegen die BA mit—_'

geprüft werden müßte. Dem läßt sich. nicht entgegenhalten, daß
15 56-AFG einen Recht shnspruch. gibt, _5 4} AVG dagegen nur einen *-
Anspr uch euf eine feh1er freie Ermessensentscheidung. Dieser

Differenzierung bei_ im übrigen gleichen _oäer wesentlich gleichem

■ext der Vorschriften kommt kein besonderes Gewicht zu; der Unter-

schied rechtfertigt Jedenfalls nicht eine Umdeutung des Begriffes_

LW«*1..e1:.«.111613iet” in © 57 Satz 1'AFG in "verpflichtet ist"- Sollte

_J
.p

_.

üm 1unsübang seines Ermessens versägan9 während die BA im Falle
.

ihrer Zuständigkeit Giese' Leistungen erbringen müßte; so läge -
eie *o‘genant näher9

len BenGenVersicherungsträger in Giesen Fel1

äie Beru11ng eu£ Ermes_senserwägungen'
zu verssgeno

118 so}.3e niesew .1uélegung äes
's

57 "Satz 4' AFGergibt sich, daß
_1mvorliegenden Falle die_ BA Je_den'fslls nicht nach 3 75 Abs 2 SGG

beia uleden war; ihre Beilsdung wäre nach. dieser. Vorschrift
nur

angebre cht -gewésén„_ wenn die Eisenach sit der Klägerin als Versi-

„semoer 1Gdee. % 13 %G mW@14@lhäfügewesen wären,
- ' -

Geeh ell
eGem_

@@r die BeVision mit der sich sus _% 495 SGG
ergeben—'

GGG105ee1„oig„ „urucksuwe1sen (% ■70 Abs 1 BGG)e

er Rentenver sicherungsträger in einem Felle Leistungen lediglich
.

_.
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